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Sehr geehrte Damen und Herren, 

herzlichen Dank für die Gelegenheit, zum vorliegenden Gesetzentwurf Drucksache MMD 
18 – 18114 Stellung nehmen zu dürfen. 

Im Gegensatz zum vorliegenden Gesetzentwurf, wird im begleitenden Text noch der 
Begriff des Großschadensereignisses verwendet, durch den klar wird, dass der 
Übergang vom Regelungsbereichs des RettG NRW zum BHKG lückenlos geregelt sein 
muss. Durch die in §1 Abs. 2 geänderte Formulierung wird der Wegfall des Begriffs 
Großschadenereignis im Gesetzestext möglich. Durch §1 Abs. 2 Satz 2 des RettG NRW 
muss nun ein niedriger Ansatz zum Einstieg in die Definition der Katastrophe in die 
Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf aufgenommen werden. 

§1 Geltungsbereich (RettG NRW) 

(2) Das Gesetz gilt nicht für 

2. Beförderungen zur Versorgung einer größeren Anzahl Verletzter oder Kranker bei 
außergewöhnlichen Schadensereignissen auf Anforderung der für die Gefahrenabwehr 
zuständigen Behörde; 

Da insbesondere der medizinische Katastrophenschutz im immer geringeren Umfang 
ehrenamtlich besetzt werden kann, weil die Erlangung des Status Notfallsanitäter:in im 
Ehrenamt nicht darstellbar ist und veränderte berufliche Anforderungen auch die 
Erlangung des Status Rettungssanitäter:in erschweren, sollte die Aufzählung möglicher 
lokaler Einheiten im §19 „Einheiten der Kreise und kreisfreien Städte“ um medizinische 
Facheinheiten ergänzt werden. Ehemalige Regieeinheiten, zukünftig Einheiten der Kreise 
und kreisfreien Städte, werden deshalb fakultativ zu den Landeskonzepten, inklusive EE-
NRW, vorgehalten, weil durch deren Vorhaltung Nischen bedient werden, welche allein 
durch die Landeskonzepte zur überregionalen Hilfeleistung nicht bedient werden 
können. 

Da schon heute keine Vorhaltefinanzierung für sog. MANV – Lagen durch die GKV erfolgt, 
wäre die Aufnahme von medizinischen Facheinheiten im § 19 nur konsequent, um den 
Übergang vom RettG NRW zum BHKG abzubilden und den Verdienstausfall zu regeln. 
Diese könnten dann lokal alarmiert werden, ohne sofort PTZ 10 aus Nachbarkreisen 
alarmieren zu müssen, in denen auch jetzt schon zahlreiche Positionen durch 
hauptberufliche Rettungskräfte besetzt werden müssen. Somit ist die Annahme „sowie 
ergänzend aus weiteren Personen gebildet werden, die ehrenamtlich tätig sind.“ Im §19 
Abs. 2 ausschließlich eine Formulierung, die die Verpflichtung zur Vorhaltefinanzierung 
ausschließen soll. Wie auch bei anderen Berufsbildern, wird die Vergütung im Einsatz im 
§ 21 ermöglicht.  
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Hilfsorganisationen und private Rettungsdienstunternehmen würden, wie es bereits 
gelebte Praxis ist, die tariflich geschuldeten Stundenvergütungen an eingesetzte Kräfte 
auszahlen, die nun Verdienstausfall im Ehrenamt geltend machen. 

Da die Bereitstellung von Einsatzeinheiten des Landes (EE-NRW) ausschließlich den 
Hilfsorganisationen vorbehalten ist, die Alltagsrealität aber bereits beweist, dass private 
Unternehmen Fahrzeuge und Personal nicht nur in PTZ 10 des Landes bereitstellen, 
sondern häufig auch die medizinischen Fachkräfte, inklusive Notärzte, für die 
Behandlungsplätze des Landes bereitstellen, könnte diese Praxis durch die Aufnahme 
„medizinischer Facheinheiten“ im §19 fortgesetzt werden. 

Außerdem würde der in §24 „Zusammenarbeit im Gesundheitswesen“ Abs. 1 
formulierte Anspruch so auch regelhaft abgebildet. 

„(1) Die Aufgabenträger nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 arbeiten mit den im Gesund- 

heitswesen tätigen Rettungsdiensten, den Krankenhäusern und dem öffentlichen  

Gesundheitsdienst zusammen.“ 

Bereits im Jahr 2024 hat das Land NRW auf den Mangel an Ärzten in den von den 
Hilfsorganisationen betriebenen EE-NRW reagiert und den vorzuhaltenden Arzt aus der 
Sanitätsgruppen gestrichen. Auf den Mangel an Notfallsanitäter:innen wurde hier bereits 
hingewiesen. Auf diesen Mangel erfolgte noch keine bekannte Reaktion, da das 
medizinische Versorgungsniveau dadurch auch erheblich abgesenkt würde. Sollten 
Landkreise und kreisfrei Städte die Möglichkeit haben, Ärzte und Notfallsanitäter:innen 
durch lokale Einheiten bereitstellen zu können, muss dies in den Begleitschriften zu 
diesem Gesetz klargestellt werden. 

Ob die aus dem Gesetz ableitbare Anzahl an Leitstellen mit der Reform der 
Notfallversorgung und der darin vorgesehenen Anzahl von „Rettungsdienst-Leitstellen“ 
kollidiert, muss an anderer Stelle geprüft werden. Zumindest die Gesetzesentwurf 
gewählte Auflistung an Leitstellenaufgaben lässt vermuten, dass die vom Bund 
geforderte strikte Kostentrennung Aufwand bei der Kostenstellenauswertung mit sich 
bringen könnte. Die jüngste Weigerung der GKV, sog. Leerfahrten im Rettungsdienst zu 
finanzieren, kann als Hinweis verstanden werden, dass die GKV die Vorgaben für 
Rettungsdienst – Leitstellen, welche vom Bund formuliert werden, strikt umsetzen 
werden. 

 

  


